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FRANCIS CHENEVAL 
Volkssouveranitat al s Status-Funktion 
Eine kleine politische Philosophie - nicht nur 
der Schweiz 
The paper first analyses the sovereignty of the people as an institutional fact based 
on collective intentionality, status-functions, and constitutive rules (Searle). In the 
following section the author argues that the institutional fact of sovereignty essen­
tially resolves the question of competence to make rules which confer power (Hart). 
These analyses are subsequently applied to the setting of a plurality of peoples, using 
Switzerland as an example. The author explains how, on the basis of the above the­
ory, a notion of a shared exercise of sovereignty among sovereign peoples becomes 
intelligible and how, by relying on multiple status-functions of citizenship, popular 
sovereigns together can exercise essential functions of sovereignty. 
J. Einleitung 
In diesem Arti ke l wird erHiutert, dass das Volk durch di e kollektive Anerken­
nung von Regeln konstituiert wird und dass diese soziale Konstruktion des 
Volkes ein Grund dafür ist, dass Demokratie, wenn es die Umsüinde erfor­
dern, auch als gemeinsame politische Autoriüit der Volker verstanden werden 
kann. Das ist wichtig in einer Zeit, in der politisches Handeln vermehrt auch 
zwischen den VOlkern stattfindet, diese Tatsache aber in einen prinzipiellen 
Gegensatz zur Demokratie als Herrschaft des Volkes gestellt wird. Die Be­
hauptung eines unüberwindlichen Gegensatzes zwischen Demokratie und 
zwischenstaatlichem Handeln beruht auf dem Versüindnis des Volkes als 
einer in sich geschlossenen Singularitat, das nicht angemessen ist. Die Mog­
lichkeit, Demokratie und zwischenstaatliches Handeln zusammen zu denken, 
hangt nicht n ur vom Verstandnis des Begriffes des Volkes, sondern auch vom 
Begriff der Volkssouveranitat ab, der seinerseits auf den Begriff der Souve­
ranitat tout court verweist. Auf den Begriff der Souveranitat als Staatsgewalt 
sollte in der politischen Philosophie nicht verzichtet werden, denn es ist nicht 
einsehbar, wie elementare Funktionen des Staates, namlich die Ausübung 
der allgemeinen Schutzpflicht un d das Verhindern von 'Trittbrettfahrertum' 
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bei m Bereitstellen von offentlichen Gütern ohne Staatsgewalt realisiert wer­
den konnen. 
Ich behandle in diesem Artikel SouveraniUH und Volk nicht n ur abstrakt, 
sondern auch in Anwendung auf die Schweiz und argumentiere dafür, dass 
das rechtlich-politische System der Schweiz ein anderes Verstandnis des 
Volkes und der Souveranitat beinhaltet als vielleicht gemeinhin angenommen. 
U n d i eh b in de r Meinung, dass dieses Souveranitatsverstandnis der Schweiz 
koharent und unter bestimmten Bedingungen auch zukunftsfahig ist. 
Demokratie ist ohne ei nen wie auch immer naher bestimmten Begriff des 
Volkes schwer vorstellbar, es sei denn man verstehe unter Demokratie ein­
fach ein allen Mitgliedern offenstehendes Entscheidungsverfahren, das in 
jeder Gruppe angewandt werden kann. Der Begriff des Volkes würde dann 
überflüssig. Sobald aber dieser reine Verfahrensbegriff der Demokratie mit 
dem Gedanken einer notwendigen Staatsgewalt in Verbindung gebracht wird, 
ist die abstimmende Gruppe 'Volk' eine ganz bestimmte, die sich von allen 
anderen grundsatzlich durch ihren übergeordneten Status unterscheidet. Dies 
rührt daher, dass diese Gruppe dazu ermachtigt ist, verbindliche Gesetze für 
alle Gruppen und Individuen zu erlassen. Diese ganz spezifische Gruppe 
wird dann das souverane Staatsvolk genannt. Der Begriff wird nur dann 
überflüssig, wenn auf partizipative Mehrheitsentscheidungsverfahren und 
die Staatsgewalt verzichtet wird. 
Als Gegenmodell zu einer an den Begriff eines souveranen Staatsvolkes 
gebundenen Demokratie steht auch die Habermas'sche Vorstellung der De­
mokratie in einer rein deliberativen Form zur Verfügung, als einer «subjekt­
losen» und «idealen Prozedur», die nicht von einer kollektiv handlungsfáhi­
gen Bürgerschaft abhangt und herrschaftsfrei ist. 1 In diesem Modell werden 
Volk und Bürger als Subjekte wegvernünftelt und Souveranitat wird über­
flüssig; allerdings ohne Garantie, dass das bessere Argument dann auch 
wirklich gefunden wird, und mit dem Nachteil, dass keine Subjekte mehr 
übrig sind, die weiter suchen. Ich denke nicht, dass wir auf den Begriff des 
Volkes al s kollektiv handelnder Vereinigung von Bürgern verzichten sollten. 
Ich werde zeigen, dass das Volk ausgehend von der Theorie der Status­
Funktion als Rechtsperson und als ein durch direkte Bürgerbeteiligung 
verfahrensmassig konstituiertes Subjekt verstanden werden kann. Ich werde 
auch zeigen, wie sich auf dieser Grundlage konzipieren lasst, dass mehrere 
Volker gemeinsam die Staatsgewalt ausüben. 
Jürgen Habermas: Die Einbeziehung des Anderen: Studien zur politischen Theo­
rie (Frankfurt a. M.: Suhrkamp, 1996) S. 287-291. 
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2. Souveranitiit als institutionelle Tatsache 
Unter Anwendung einer Theorie von John Searle lasst sich sagen, dass «als 
Souveran gelten» eine «institutionelle Tatsache» der sozialen Welt ist.2 In­
stitutionelle Tatsachen der sozialen Welt gibt es nur, wenn Menschen ge­
meinsam anerkennen, dass es sie gibt. Bakterien, Baume, Steine und derglei­
chen sind als solche keine gesellschaftlichen Tatsachen. Ihre Existenz kann 
als beobachterunabhangig bezeichnet werden. Dasselbe gilt für physikali­
sche, mathematische und logische Gesetze. Sie werden durch epistemische 
Prozesse gefunden, nicht erfunden oder erschaffen. Sie werden nicht durch 
soziale Regeln konstituiert. Sie konnen auch unabhangig von sozialer Aner­
kennung eine Wirkung entfalten. Das müsste freilich weiter erortert werden. 
Wichtig ist aber: Volker und Souverane gibt es sicher nur, wenn Menschen 
zusammen das Volk oder den Souveran als institutionelle Tatsache schaffen. 
Gemass Searle bestehen institutionelle Tatsachen aus folgenden Elementen:3 
l. Kollektive Intentionalitat: institutionelle Tatsachen sind gemass Searle 
n ur durch e ine bewusst gemeinsame Ausrichtung des Handelns denkbar.4 Die 
Ehe zum Beispiel wird als Institution offentlich gestiftet. Auch der Vollzug 
der Ehe bedarf einer kollektiven Intentionalitat. Sie ist als institutionelle 
Tatsache nicht als Resultat einer unsichtbaren Hand denkbar und man kann 
nicht allein mit jemandem verheiratet sein.5 
2. Status-Funktionen: durch Status-Funktionen werden Personen in in­
stitutionellen Tatsachen zu Ehefrauen, Bürgerinnen, Velobesitzern, Deka­
nen, Stellvertretenden CEOs, Nationalratinnen und eben Souveranen. Durch 
Status-Funktionen werden Dinge zu Geld, zu Schachfiguren, zu Landes­
fahnen, ete. 
John R Searle: The Construction of Social Reality (Harmondsworth: Penguin, 
1995) pp. 43-51. 
Ibid. pp. 23-28. 
John R. Searle: Social Ontology and Politica! Power, in The Mystery of Capital 
and the Construction ofSocial Reality, ed. by Barry Mark Smith, David M. Mark 
and Isaac Ehrlich (Chicago: Open Court, 2008) p. 25. 
Es gibt die Moglichkeit, die Entstehung institutioneller Tatsachen als das von 
einer unsichtbaren Hand herbeigeführte Resultat privater Interaktionen zu ver­
stehen. So erklart zum Beispiel Carl Menger (On the Origins of Money, in Eco­
nomic Journal 2 [ 1892] p p. 239-255) di e Entstehung des Geldes al s Resultat 
eines Handelns aus Eigeninteresse privater Akteure, ohne dass es dazu einer 
ausdrücklichen Offentlichen Konvention bedarf. Der allgemein normierende und 
formal festgesetzte Charakter des Geldes, der es auch erlaubt, Falschungen zu 
identifizieren, wird dadurch freilich nicht erklart. 
100 Francis Cheneval 
3. Konstitutive Regeln: konstitutive Regeln sin d Regeln, di e z.B. di e Ehe, 
Schach oder Tennis konstituieren. Ohne diese Regeln gibt es keine Ehe, 
Schach oder Tennis. Dagegen gibt es auch sekundare Regeln, wie z.B. Tisch­
sitten, ohne die Essen durchaus moglich ist. Tischsitten sind nicht konstitu­
tiv fürs Essen. 
Zusammenfassend Hisst sich sagen: kollektiv anerkannte, konstitutive 
Regeln etablieren institutionelle Tatsachen und sie tun dies durch die Zu­
schreibung einer Status-Funktion. Die Status-Funktion beinhaltet ein Bündel 
von Kompetenzen, die mit dem jeweiligen Status verbunden sind und be­
stimmen, was die Status-Person als solche tun kann. Das Bündel der Kom­
petenzen sollte aber nicht mit der Status-Funktion verwechselt werden. Ei­
nem Dekan kann eine bestimmte Kompetenz abgesprochen werden, trotzdem 
bleibt er Dekan. Wenn ich mit meinem Auto nur 30km/h fahren darf, bleibe 
ich trotzdem der Besitzer des Autos, ete. 
Gemass Searle haben alle konstitutiven Regeln die Form «X gilt in Kon­
text C als Y ».6 Also z.B.: Doris Leuthard gilt in der Schweiz als Bundesratin, 
oder eben: «Das Volk gilt in der Schweiz als Souveran.» Ein X, in unserem 
Fali das Volk, wird ZU einem Y, namlich dem Souveran durch die kollektiv 
anerkannte Zuschreibung einer Status-Funktion für einen bestimmten Gel­
tungsbereich. Diese Zuerkennung bewirkt eine signifikante Erweiterung 
dessen, was ein Akteur sozial tun kann oder als was ein Ding gebraucht 
werden kann. Gesellschaftliche Status-Funktionen unterscheiden sich von 
natürlichen Funktionen. Die Beschreibung der Funktion des Herzens andert 
nichts daran, wie das Herz seine Funktion ausübt. Die an konstitutive Ver­
fahren gebundene Zuschreibung einer Status-Funktion an ei nen Akteur oder 
eine Sache hingegen kann einen Quantensprung dessen bewirken, was ein 
Akteur in der Gesellschaft allein oder zusammen mit anderen tun kann oder 
als was ein Ding in der Gesellschaft von Nutzen ist. So konnen durch Status­
Funktionen Muscheln zum Zahlungsmittel werden oder eine gewohnliche 
Bürgerin, wie seinerzeit Ruth Dreifuss, zur Bundesratin der Schweiz. 
Status-Funktionen sind bis zum anerkannten Widerruf der konstitutiven 
Regel permanent und in gleicher Weise gültig. Doris Leuthard gilt nicht an 
einem Tag ein bisschen mehr als Bundesratin der Schweiz und an einem 
anderen Tag ein bisschen weniger. Obschon ihr Einfluss, ihre Umfragewer­
te, ihre Leistungsfahigkeit Schwankungen unterliegen. Doris Leuthard ist 
auch nicht nach dem hinreichenden Grund bestimmter Fahigkeiten Bundes­
ratin der Schweiz. Von allen Personen, welche die Fahigkeit haben diese 
J. R. Searle: Social Ontology and Politica/ Power, op. cit. p. 28. 
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Status-Funktion auszuüben, ist nur diejenige Person Bundesratin, der auf 
Grund der korrekten Anwendung einer kollektiv anerkannten Verfahrens­
regel die entsprechende Status-Funktion zugeschrieben wurde. 
Das oberste mannliche Al p ha-Tier bei de n Pavianen m us s seinen Über­
legenheitsstatus jeden Tag, ja jede Minute in einem standigen Kampf neu 
behaupten. Frau Leuthard hat dieses Problem der bestandigen Verteidigung 
des Status nicht. Ihr Status beruht auf einer Regel, die im Voraus festlegt, 
wie lange der Status zugeschrieben wird. Der Schweizer Volkssouveran hat 
das Problem der mangelnden Konstanz auch nicht. Sein Status ist wohl von 
allen Status in der Schweiz der permanenteste. Die Etymologie ist hier of­
fensichtlich. Das lateinische 'status ', das deutsche 'Stand' , das wir in der 
Schweiz für die Kantone verwenden, und das Wort 'Staat' haben alle etwas 
mit 'stehen' und Bestand haben zu tun. Der Staat soll das sein, was in der 
Gesellschaft am meisten Bestand hat. Der Sinn insbesondere der politischen 
Status-Funktion besteht darin, den standigen Kampf zu beenden oder zu 
vermindern, der chaotischen Gewalt nachhaltig und strukturell ihre Durch­
schlagskraft zu entziehen. 
3. Souveranitiit als Losung des Ermachtigungsproblems im Recht 
Es konnte nun auf Grund dieser theoretischen Überlegungen trotzdem be­
hauptet werden, dass wir in einem postsouveranen Zeitalter leben. Wir konn­
ten sagen, dass Souveranitat kollektive Anerkennung verloren hat und zu 
einem hohlen Formalismus verkommen ist oder sich auf dem Weg dazu be­
findet. Was ist darauf zu antworten? Als-Souveran-Gelten ist nicht eine sozi­
ale Schopfung aus dem Nichts, sondern eine Status-Funktion, die notwendig 
mit einer anderen sozialen Schopfung verbunden ist, namlich dem Recht. Die 
Status-Funktion Als-Souveran-Gelten ist entscheidend in der Beantwortung 
der Frage nach der Ermachtigung zur Ausübung der politischen Autoritat. 
Diese besteht in verbindlichem, kollektivem Handeln, im Setzen und Durch­
setzen allgemein verbindlicher Gesetze. Wer ist ermachtigt, andere zu er­
machtigen, allgemein verbindliche Gesetze zu machen? Mit H. L. A. Hart 
konnte man sagen, Als Souveran-Gelten bedeute sogenannte ru les conferring 
power erlassen zu dürfen, also Ermachtigungsgesetze, im Gegensatz zur 
Kompetenz, nur gesetzliche Verpflichtungen erlassen zu dürfen.7 
Herbert L. A. Hart: The Concept of Law: With a Postscript Edited by Penelope 
A. Bulloch and Joseph Raz, ed. by Herbert L. A. Hart and Penelope A. Bulloch 
(Oxford: Clarendon Press, 1994) p. 81. 
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Das politische Grundproblem des Rechts besteht in der Losung dieses 
Problems: Wer ist dazu ermachtigt, Ermachtigungsgesetze zu erlassen? Ich 
nenne es das Ermachtigungsproblem. Es hangt direkt mit der Frage nach der 
Legitimation zusammen, weil die formale Losung des Ermachtigungspro­
blems nur dann sozial wirksam ist, wenn sie legitim ist, sprich: auf breite 
Anerkennung stüsst. Ohne legitime Losung des Ermachtigungsproblems 
herrscht strukturell induzierte Rechtsunsicherheit; ein krafteraubender 
Dauerkampf bis aufs Letzte. Gesetze konnen dan n z w ar vorhanden un d so g ar 
inhaltlich sinnvoll sein, aber es kann stets in Frage gestellt werden, ob die 
Instanz, die sie erlassen hat, auch dazu ermachtigt ist. Wenn die Ermachti­
gungsfrage nicht gelüst ist, kann das Recht nicht leisten, was es minimal 
leisten soll. Namlich durch allgemein verbindliche Entscheidungen Erwar­
tungen zu stabilisieren, Kampfpausen oder gar Frieden zu stiften. Wo kol­
lektiv verbindliches Handeln sein soll, da muss auch Recht sein und wo 
Recht ist, da muss auch Souveranitat sein. 
Damit ist nicht bewiesen, dass es für alle Belange nur eines einzigen 
Souverans bedarf. Zur Losung des Ermachtigungsproblems braucht es ent­
weder einen allgemeinen Gehorsamshabitus - was, wie Hart gezeigt hat, 
nicht sehr nachhaltig ist und sich letztlich nicht ohne minimale Regelbefol­
gung denken lasst8 - oder mindestens eine Anerkennung von konstitutiven 
Regeln, die womoglich verschiedene Souverane für verschiedene Belange 
und verschiedene Gebietskorperschaften festlegen. Und es braucht anerkann­
te Verfahren, die festlegen, wie diese Souverane miteinander handeln oder 
das eigene Handeln voneinander abgrenzen sollen. Im Gegensatz zum Be­
griff eines physisch einzigen Souverans impliziert der hier erorterte Begriff 
des Souverans als Status-Funktion also nicht, dass der Souveran eine onti­
sche Singularitat sein m us s. Souveran-Sein ist ei ne au f konstitutiven Regeln 
beruhende Status-Funktion, die sich nicht verdinglichen lasst. Auch die Rede 
von dem einen Willen des Souverans ist eine Metapher. Der Status des 
Souverans kan n mehreren Personen zukommen, es bedarf dann aber Regeln, 
wie diese gemeinsam verbindlich handeln konnen. 
Ferner wird deutlich, dass die Konstitution des Souverans durch funda­
mentale Ermachtigungsregeln auch nicht die Notwendigkeit einer absoluten, 
ungebundenen Machtfülle beinhaltet. Die konstitutiven Regeln, die Ermach­
tigungskompetenz begründen, konnen diese gleichzeitig auch begrenzen. 
Ibid. pp. 50-78. 
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Arbitrar ausgeübte Macht stiftet keine Anerkennung und stellt keine nach­
haltige Losung des Ermachtigungsproblems dar. Es gibt gute Gründe, die 
Kompetenz des Souverans einzuschranken, denn der Akt der Ermachtigung 
ist in den Augen der diesen Status Anerkennenden n ur dann anerkennungs­
würdig, wenn er berechenbar bleibt und genau bestimmt ist. 
4. Welches Volk gilt in de r Schweiz als Souveran? 
Was bedeutet nun aber 'Volk'? Und was bedeutet es, dass in der Schweiz 
das Volk al s d er Souveran gilt? Oft gibt e s e ine Bedingung, damit jemandem 
eine Status-Funktion zugeschrieben werden kann. Diese Bedingung liegt 
entweder in der Natur der Sache oder ist sozial konstruiert und von der 
vorgangigen Zuschreibung einer anderen Status-Funktion abhangig. Jemand 
muss z. B. Bürger einer Schweizer Gemeinde sein, um Nationalrat, Bundes­
rat oder Stimmbürger in eidgenossischen Abstimmungen zu werden. Damit 
dem Volk die Status-Funktion des Souverans zukommen kann, muss es als 
institutionelle Tatsache konstituiert werden. Es ist evident, dass das Volk als 
Souveran keine natürliche Person und auch nicht einfach eine zufallige 
Ansammlung natürlicher Personen ist. Es ist eine Instanz, die verschiedene 
natürliche Personen vereinigt. Diese Vereinigung beruht auf konstitutiven 
Regeln. 
W as unterscheidet de n Glarner Volkssouveran auf dem Landsgemeinde­
platz von einer Menschenmenge, die sich aus irgendeinem Grund oder 
zufallig zusammengefunden hat? Warum ist der versammelte Glarner 
Volkssouveran nicht einfach e ine flashcrowd oder ei ne Occupybewegung? 
U n d w as unterscheidet di e Menschen i m Kreis von de n am Ran d stehenden 
Menschen? Der Grund der Konstitution dieser Gruppe als Volk liegt in der 
gemeinsamen Anerkennung der konstitutiven Regeln, die mindestens fol­
gendes festlegen: l .  Mitgliedschaft- 2. Ort der Versammlung- 3. Zeitpunkt 
der Versammlung- 4. Entscheidungsverfahren- 5. Entscheidungskompe­
tenzen. Das politisch souverane Volk ist also etwas ganz anderes als die 
Masse oder die Bevolkerung. Personen werden zum politisch souveranen 
Volk durch kollektive Intentionalitat, eine Status-Funktion und durch kon­
stitutive Regeln. 
Im Fali der Schweiz wird es nun aber auf eine interessante Weise kom­
pliziert. Es gibt nicht nur den Glarner Volkssouveran. Der oft deklamierte 
Satz: «Das Volk gilt in der Schweiz als Souveran» (X gilt in C als Y) ent­
spricht nicht den konstitutiven Regeln der Schweiz. Der Artikel l der Ver-
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fassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft konstituiert die Schweize­
rische Eidgenossenschaft folgendermassen: 
Das Schweizervolk und die Kantone Zürich, Bem, Luzem, Uri, Schwyz, Obwal­
den und Nidwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothum, Basel-Stadt und Basel­
Landschaft, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden und Appenzell Innerrhoden, 
St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg, 
Genf und Jura bilden die Schweizerische Eidgenossenschaft. 
Die Schweiz besteht also aus dem Schweizervolk und 26 Kantonen. Wer ist 
h i er der Souveran? W en n Souveranitat das Ermachtigungsproblem losen soll, 
dann ist der Souveran der Schweiz diejenige Instanz, welche die konstituti­
ven Grundregeln der Schweiz bestimmen und andern kann. Es sind dies 
«Volk und alle Stande» in einem gemeinsamen Verfahren gemass Art. 195 
der Bundesverfassung. Sie üben ihre Funktion gemeinsam in einem Verfah­
ren aus, in dem gleichzeitig die Mehrheit aller Schweizer Stimmbürger und 
Stimmbürgerinnen und di e Mehrheit der kantonal gewichteten Stimmbürger 
un d Stimmbürgerinnen ei n er Verfassungsanderung zustimmen müssen. Au eh 
ist festgelegt, dass sie sich an das zwingende Volkerrecht und natürlich an 
das im Recht festgesetzte Verfahren halten müssen. 
Was sind in einem solchen Verfahren die 'Stande' ? Hinter dem altvate­
rischen Wort bleibt verborgen, dass es auch Volker sind, verfasste kantonale 
Staatsvolker. Man lese beispielsweise die ersten Artikel der Verfassung des 
Kantons Zürich: 
Praambel: « Wir, das Volk des Kantons Zürich [ ... ]». Art. l :  l. De r Kan t o n Zürich 
ist ein souveraner Stand der Schweizerischen Eidgenossenschaft [ ... ] 3. Die 
Staatsgewalt beruht auf dem Volk. Sie wird von den Stimmberechtigten und den 
Behorden ausgeübt. 
Die Kantone sind Staatsvolker. Als souverane Stande (vgl. auch Art. 3 der 
Bundesverfassung) konstituieren sie die Eidgenossenschaft. Dieser Status 
ermachtigt sie, in einem bestimmten Bereich Gesetzgebungsgewalt auszu­
üben, und für übergeordnete Bereiche an der Ausübung der hochsten Verfas­
sungs- und Rechtssetzung mitzuwirken. Gleichzeitig bilden aber die Bürge­
rinnen und Bürger der Schweiz das Schweizervolk. Die Rede von einem 
einzigen Volk als alleinige Quelle und Inhaberin der Staatsgewalt ist also 
erklarungsbedürftig. Der Sache nach gilt das Schweizervolk nur mit den 
kantonalen Staatsvolkern zusammen als souveran. Oder anders gesagt: 
'Volk' in Art. 195 der Bundesverfassung kann nicht dasselbe bedeuten wie 
'Schweizervolk' in Artikel l .  Die Verbindung des Schweizervolkes mit den 
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26 kantonalen Staatsvolkern zu einem scheinbar singular handelnden Sou­
veran geschieht durch ei n Verfahren, das au f konstitutiven Verfahrensregeln 
und der institutionellen Tatsache des Kantons sowie der institutionellen 
Tatsache des Stimmbürgers oder der Stimmbürgerin beruht. Letztere konsti­
tuieren durch verschiedene Status-Funktionen jeweils zwei Vülker, das 
Schweizervolk und das Kantonsvolk. 
Welchen Sinn macht es, dass in der Schweizer Bundesverfassung in 
Artikel 3 von souveranen Kantonen die Rede ist? Wenn wir in Betracht 
ziehen, dass weder das Schweizervolk allein, noch irgendein Kantonsvolk 
allein und auch keine Mehrheit der Kantonsvolker gegen den Willen des 
Schweizervolkes dazu ermachtigt ist, die Grundregeln der Schweiz zu be­
stimmen, dan n ist di ese Aussage von Art. 3 de r Verfassung erklarungsbedürf­
tig. Die Standarderklarung, dass die so genannte Souveranitatsvermutung 
bei den Kantonen liegt, ist einleuchtend, wenn damit di e Tatsache bezeichnet 
wird, dass alle Kompetenzen, die in der Verfassung nicht explizit dem Bund 
zugeschrieben werden, bei den Kantonen liegen. Der Ausdruck, dass die 
Souveranitatsvermutung bei den Kantonen liegt, ist aber auch unbefriedi­
gend, weil er das Problem des kollektiven Handelns der Kantone ausblendet 
und das Schweizervolk nicht berücksichtigt. Ich denke, dass die Aussage, 
die Kantone seien souverane Stande der Eidgenossenschaft, so verstanden 
werden kann, dass der Kantons-Status einem kantonalen Volk erstens be­
stimmte Kompetenzen der Staatsgewalt über ein Territorium zuschreibt. 
Zweitens ist das Kantonsvolk als souveranes Volk ein pouvoir constituant 
( verfassungsstiftende Autoritat) des Bundes. Als-Souveran-Gelten ist al so in 
Bezug auf die Kantone ein Status, der die Mitgliedschaft im Klub der Sou­
verane, in der Gruppe der die hochste Rechtssetzungsgewalt gemeinsam 
ausübenden Akteure bedeutet. Effektiv souveran handeln konnen diese Ak­
teure nur durch Entscheidungsverfahren. 
Die Formel 'Souveranitat des Volkes' impliziert im Fall der Schweiz also 
eine Einheit, aber diese Einheit ist eine durch die institutionelle Tatsache 
eines Verfahrens hergestellte Einheit. Wie kommt es, dass ein Verfahren ei ne 
so durchschlagende soziale Wirkung entfalten kann? Im Sinn von Searle ist 
das einleuchtend. Wenn ein Verfahren und seine Status-Akteure über grosse 
soziale Akzeptanz und die Macht der kollektiven Intentionalitat verfügen, 
kann daraus eine grosse Wirkung entstehen. 
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5. De r K/ub de r Souverane 
Die Eidgenossenschaft ist nicht nur durch innere, sondern auch durch aus­
sere Anerkennung konstituiert. Es gibt neben den Kantonsvülkern und dem 
Schweizervolk auch aussere pouvoirs constituants: di e Staatsvülker, welche 
die Eidgenossenschaft im Rahmen des internationalen Rechts anerkennen. 
Die Lõsung des Ermachtigungsproblems bleibt unter den Voraussetzungen 
wechselseitiger Abhangigkeit der Staatsvõlker o h ne di ese Anerkennung sehr 
unvollstandig. Nur unter Bedingungen einer wechselseitigen Anerkennung 
zwischen Staatsvõlkern konstituiert sich Souveranitat darum als Souverani­
tat der Volker und ni eh t al s Eigenermachtigung eines einzelnen Volkes oder 
einer beschrankten Gruppe von Kantonsvolkern. Ohne internationale Aner­
kennung ist das Ermachtigungsproblem nicht gelõst, di e Geltung des Rechts 
unter Bedingungen von internationaler Interdependenz umstrittenen und der 
Kompetenzkampf permanent. 
Die Schweizer Lõsung des Ermachtigungsproblems ist nun für einen 
bestimmten, immer wichtiger werdenden Fali bedeutungsvoll: Die Schwei­
zer Verfassung ermoglicht einer Vielheit von sich al s Staatsvolker definie­
renden Akteuren, die alle einen Souveranitatsstatus innehaben, eine ge­
meinsame Ausübung der Staatsgewalt. Die Verfassung beinhaltet dazu die 
konstitutiven Verfahrensregeln, wobei die direktdemokratischen Verfahren 
eine entscheidende Rolle spielen. Die Beanspruchung des Souveranitats­
status durch verschiedene Volker und der herrschende Problemdruck zum 
gemeinsamen verbindlichen Handeln ist weit über die Schweiz hinaus der 
Normalfall, besonders in Europa. Die Losung der Schweiz gilt aber als 
Sonderfall. Es ist in dem Zusammenhang wichtig festzuhalten, dass die 
Schweiz nicht eine Demokratie ist mit einem einzigen souveranen Volk, 
sondern eine Demo'ikratie (sic) und zwar nicht in einem ethnischen, 
sondern in einem institutionellen und politischen Sinn. Die Schweiz ist 
ein politisches Gemeinwesen von Staatsvülkern, die als Souverane gemein­
sam di e Souveranitat ausüben. Moglich wird diese gemeinsame Ausübung 
der Souveranitat über mehrere Stufen politischer Gemeinschaftsbildung 
durch die vertikale direktdemokratische Verklammerung, das heisst: durch 
die zweistufige Status-Funktion der Stimmbürger und Stimmbürgerin­
nen und die zweifache Aggregation ein und derselben Stimme bei Ab­
stimmungen über die Verfassung. Die direkte Demokratie verbindet im 
demo'ikratischen System der Schweiz gleichzeitig die Losung des Ermach­
tigungsproblems mit der Losung des Legitimations- oder Anerkennungs­
problems. 
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Rousseau ist also nicht der staatsphilosophische Gewahrsmann der 
Schweiz, denn er setzte die Einheit der Souveranitat mit der Einheit des 
Souverans und des Willens ineins. Das Volk bildet bei ihm eine unteilbare 
Singularitat mit einem einzigen Willen. 9 Dies ist nicht zwingend, de n n Sou­
veranitatsakte kõnnen durch anerkannte Verfahren zwischen verschiedenen 
Souveranitatstragern ausgeübt werden. Der Wille ist das Resultat einer 
Aggregation von Stimmen und das Resultat der Gewichtung dieser Stimmen 
nach Untereinheiten (Kantonen). Auch die Verfassung der USA ist nicht die 
lnspirationsquelle dieser mehrstufigen, direktdemokratischen Souveranitat. 
Von den USA hat die Schweiz vor allem das Zweikammersystem über­
nommen, nicht aber die Idee der direktdemokratisch ausgeübten Volkersou­
veranitat. 
6. Die Schweiz, Jürgen Habermas und die «geteilte Souveranitiit» 
in Europa 
Das Schweizer Modell ist im Begriff, seinen Sonderfall-Status insofern 
etwas einzubüssen, als es im Rahmen der europaischen Integration immer 
wieder ins Spiel gebracht wird. Unlangst geschehen bei Jürgen Habermas in 
Zur Veifassung Europas (Frankfurt 2011). Habermas sieht allerdings einen 
entscheidenden Unterschied zwischen der EU und der Schweiz. Für die EU 
spricht Habermas von einer «geteilten Souveranitat»: 
Die Teilung der konstituierenden Gewalt teilt die Souveranitat am Ursprung des 
zu konstituierenden Gemeinwesens und nicht erst an der Quelle des konstituier­
ten. [ ... ] Ein Nationalstaat wird, auch wenn er im Inneren fOderal aufgebaut ist, 
allein von der Gesamtheit der nationalen Bürger konstituiert. 10 
In Bezug auf die Bürgerperspektive erlautert Habermas den Gedanken meh­
rerer pouvoirs constituants folgendermassen: 
Aus der Retrospektive kann hingegen die Gründung der Europaischen Union so 
gedacht werden, dass sich die beteiligten Bürger von Anbeginn in zwei personae 
aufspalten; dann tritt jede Person sich als europaische Bürgerin i m verfassungs-
9 Jean-Jacques Rousseau: Du Contrat Social. Écrits Politiques, éd. par François 
Bouchardy, Bernard Gagnebin et Marcel Raymond (Paris: Gallimard, 1996) 
pp. 368-371. 
10 Jürgen Habermas: Zur Veifassung Europas. Ein Essay [Sonderdruck] (Berlin: 
Suhrkamp, 12011). 
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gebenden Prozess gewissermassen selbst als Bürgerin eines jeweils schon kon­
stituierten Staatsvolks gegenüber. 11 
Und nun kommt die entscheidende Stelle zur Schweiz: 
solange die Bürger einer Staatsnation alleine als verfassungsgebendes Subjekt 
des Gesamtstaates auftreten, legen sie nicht nur den Vorrang des Bundesrechts 
fest, sondem behalten auch di e Zustiindigkeit für Verfassungsiinderungen entwe­
der si eh selbst oder d en gesetzgebenden Bundesorganen vor. [- FN 106:) Das gilt 
auch für die Schweizer Bundesverfassung von 1999 (Art. l92-194) obwohl (nach 
Priiambel und Art. I. Abs. l) di e Schweizer Eidgenossenschaft gleichzeitig vom 
«Schweizervolk und den Kantonen» gegründet wird. 
Dazu zum Schluss zwei Bemerkungen: 
l. Das Aufspalten der natürlichen Person in zwei Bürgerpersonen, wie 
es Habermas für Europa vorsieht, kann sinnvollerweise nur bedeuten, dass 
ein und dieselbe natürliche Person zwei unterschiedliche Status-Funktionen 
hat, nicht aber gleichzeitig zwei unterschiedliche, real e Interessenpositionen 
bezieht. Dass die nationale Bürgerperson der europaischen Bürgerperson 
«gegenübertritt», wie Habermas sagt, kann man sich konkret schwer vorstel­
len, es sei dann so wie im Schweizer Modell: Die natürliche Person X gibt 
eine und nur eine Stimme ab, die unterschiedlich mit den Stimmen der 
Mitkantonsbürger und der Mitschweizerbürger aggregiert wird. Dadurch 
wird verhindert, dass die einzelne natürliche Person gleichzeitig zwei ver­
schiedene und womoglich gegensatzliche Rollen im selben Spiel spielen 
muss. Man kann nicht gegen sich selbst an einem verfassungsgebenden 
Verfahren teilnehmen, ebenso wenig wie man gegen sich selbst Schach 
spielen kann. Habermas' Theorie der Zweifaltigkeit des Staatsbürgers und 
der geteilten Souveranitat macht nur Sinn, wenn klar ist, dass der zweifachen 
Status-Funktion ein und dieselbe natürliche Person unterliegt, die in Bezug 
auf ein und dieselbe Sache nur eine Meinung aussern soll. Mit anderen 
Worten: nur in der direktdemokratischen Lesart, wie sie in der Schweiz an­
gewandt wird. Der anderen Lesart des effektiv in zwei sich gegenübertreten­
den Personlichkeiten gespaltenen EU- und Nationalstaatsbürgers ist mit 
grosster Sorge entgegen zu sehen. Jedenfalls treibt das Schachspielen gegen 
sich selbst Dr. B. in Stefan Zweigs Schachnovelle in den Wahn. Diesem Wahn 
kann er nur dadurch entkommen, dass er aufhort Schach zu spielen. Dem 
Wahn einer Politik, in der nationale Bürger und europaische Bürger gegen-
1 1  Ibid. S. 69. 
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einander antreten, aber ein und dieselbe natürliche Person sind, konnten 
diese Bürger nur entkommen, indem sie autborten Politik zu betreiben. 
2. Was Habermas über den Nationalstaat generell sagt, mag zutreffen, 
das Schweizer Modell wird von Habermas aber einseitig dargestellt. Die 
Kantone sind verfasste Staatsvülker, die zusammen mit allen anderen Kan­
tonsvolkern und dem Schweizervolk die Eidgenossenschaft bilden und zu­
sammen die SouvediniUit ausüben. Auch die Schweiz hat mehrere pouvoirs 
constituants. Dazu gibt es natürlich eine Gegenthese: namlich dass eine 
Mehrheit des Schweizervolkes und eine Mehrheit der Kantonsvolker das 
erforderliche doppelte Mehr durch ein einfaches Mehr ersetzen konnten, dass 
also die Status-Funktion der Kantone als Mitglieder im Klub der Souverane 
prinzipiell aufgehoben werden konnte. Souveran ist also der Bund. Was ist 
aber 'der Bund'? Nichts anderes als die nach einem Verfahren zusammen 
handelnden Kantonsvülker und das Schweizervolk. Politikphilosophisch ist 
es falsch, wenn damit unterstellt wird, dass ein Kantonsvolk gegen dessen 
Willen aufgehoben werden konnte. Die Mehrheitsregel, auch wenn es sich 
um ein doppeltes Mehr handelt, ist zwar die entscheidende Regel, um die 
Verfassung der Schweiz zu andern. Die Aufhebung der Kantone als Mitglie­
der im Klub der Souverane der Eidgenossenschaft würde aber nicht einfach 
die Schweizer Verfassung betreffen, sondern die politischen Voraussetzun­
gen, unter denen es überhaupt zu einer Verfassung kommen kann. Eine 
Verfassung wie die Zürcher Verfassung, gegründet auf die Aussage «Wir, das 
Volk» konnte nicht einfach durch eine Verfassungsanderung der Bundesver­
fassung gegen de n Willen des Zürcher Volkes für nichtig erklart werden. Zu 
dieser Art Reform bedürfte es eines viel radikaleren Verstandigungsprozesses 
als nur des verfassungsandernden buisiness as usual gemass Art. 195 der 
Bundesverfassung. Die Ausübung der Souveranitat in einem gemeinsamen 
Verfahren der Souverane beruht auf wechselseitigen Anerkennungsvoraus­
setzungen. Habermas fügt seinen Überlegungen bei: «Die europaischen 
Vülker stellen mit ihrer Beteiligung am verfassungsgebenden Prozess viel­
mehr sicher, dass der jeweilige Staat innerhalb des füderalen Gemeinwesens 
in seiner freiheitssichernden Funktion eines demokratischen Rechtsstaates 
erhalten bleibt.»12 Damit ist nichts gesagt, was nicht auch für die Schweiz 
gelten würde. 
12 Ibid. S. 70. 
